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HOCHSCHULE

FüR MUSIK
NüRNBERG

Richtlföie gegen Machtmissbrauch, Diskrimföierung,

(sexuelle) Belästigung und sexualisierte Gewalt an

der Hochschule för Musik Nürnberg

(gemäß Beschluss des Senats vom 01.07.2024 und der Hochschulleitung vom 09.07.2024)



Pröambel

Die Hochschule ffü Musik Nürnberg vereirit mit Studium, Lehre, Wissenschaft un:l Verwaltung verschie-

6erie Arfüitsfüreiche un:l Funktionsefünen. AuF all diesen Efünen ist das gleichberechtigte, vertrauens-

uncl respektvolle Miteinander der Angeh6rigen, Mitglieder uncl Göste der Hochschule ausdnjckliches Leit-

prinzip. Die Hochschule Fi.ir Musik Nürrföerg lehnt alle Formen von Diskriminierung und Machtmisförauch

strikt ab und tritt ihnen aktiv entgegen.

Die Hochschule för Musik Nörnberg erkennt Machtmissbrauch und Diskriminierung als ein gesamtgesell-
schaftliches Problem an. Dafüi ist sie sich bewusst, dass die @roae individuelle Nöhe, die emotionale Aufla-

dung und clie starke K6rperlichkeit sowie die besonderen Strukturen und Abfüngigkeitsverhöltnisse im

fünstlerischen Ausbildungsbetrifö in besonderem Maße anfällig sind Ffü alle Formen von Machtmisförauch

und Diskriminierung. Die Hochschule duldet cliesen Missfüauch in keiner Form. Alle Mitglieder der Hoch-
schule sincl daher in füsonclerem Maße dazu auFgeFordert, an der Gestaltung eines wertsch:itzen:len uncl

gewaltfreien Arfüits- und Stuclienumfeldes mitzuwirken, damit dieses Raum 'Ffü künstlerische uncl persön-

liche Entwicklung bietet.



ABSCHNITT?: GRUNDSÄTZE UND DEF?NITIONEN

1. Geltungsbereich

m Die Richtlinie gilt für alle Mitglieder, Angeh6rigen und Göste der HfM. Sie schließt damit ausdrucklich

diejenigen Personen ein, clie aföeits- oöer clienstrechtlich nicht an die Hochschule gföunden und daher vom
Allgemeinen Gleichbehancllungsgesetz (AGG) nicht erfasst sincl.

(2) Diese Richtlinie bezieht sich auf clas Verhalten der genannten Persorieri im hochschulischen Kontext.

Diskriminierendes Verhalten in außerhochschulischen Kontexten wird clann berijcksichtigt, wenn der Kon-
takt über den hochschulischen Kontext und z. B. durch die auföilclungsbezogenen Abhöngigkeitsverfültnisse
fügrundet vvuröe.

2. Grundsötze

(1) Die Hochschulleitung der HFM setzt sich innerhafö ihres Zustfödigkeitsbereichs dafür ein, dass die Per-
fönlichkeitsrechte ihrer Mitglieder, Angeh6rigen uncl Göste sowie dereri individuelle Perfönlichkeitsgrenzen
respektiert uncl gewahrt vver:leri. Die vorliegende Richtlinie stellt sowohl ein Instrument dar, anhancl clessen
Fehfüerhalten in den ofün genannten Bereichen Festgestellt, zur E3eschvveröe gefüacht uncl sanlctioniert wer-
den kann, als auch ein wichtiges Mittel für clie Prövention solchen Fehfüerhaltens durch InFormation uncl
Sensföilisierung und För das Empowerment von Betroffenen.

(2) Alle Mitglieder und Angehörigen äer HFM sincl verpflichtet, durch ihr eigenes Verhalten uncl Handeln
zum respektvollen Umgang am Studien- und Arbeitsort beizutragen. Personen mit Ausbildungs-, QualiFi-
zierungs- und Leitungsaufgaben in Let'ire, Forschung, Kunst, Auföilclung uncl Verwaltung haben dafüi eine
besoriöere Verantwortung. Sie tragen clafür Sorge, dass fünachteiligencles, cliskriminierendes, sexualisiert
belöstigendes Verhalten uncl Gewaltanwendung sowie Machtmissbrauch unterbleifün füw. unteföunden
werden.

(3) Ein nach dieser Richtlinie festgestelltes Fehlverhalten wird gemöß den geltenden arbeits- füw. diszipli-
narrechtlichen und gg'F. nach den strafrechtlichen Bestimmungen behandelt.

3. Begriffsbestimmungen

(1) Grenzverletzungen

Grenzverletzungen sind Ufürschreitungen der perfönlichen psychischen oder physischen Grenze eirier an-
aereri Person. Sie sind rrföglicherweise Ausdruck eines unzureichenden Respekts gegenüfür anderen.
Grenzverletzungen k6nnen absichtlich oder gezielt erfolgen, at»er auch unbeabsichtigt, ungewollt oöer aus
Gedankenlosigkeit. Ob eirie Grerizverletzung als solche empfunclen wird, ist vom subjektiven Erlefün der
Betroffenen und auch vom jeweiligen Kontext, ci.h. VOm Rahmen, in dem e:rie Begegnung stattFindet und
von der Beziehung der beteiligten Personen, abhfögig.



(2) Machtmissfüauch

Im cleutschen Recht gibt es keine 3uristische Definition von Machtmissfüauch. Verhaltensweisen, clie im

Rahmen e:rier missfüfüchlichen Machtausijbung am Arfüitsplatz zur Beeintr:ichtigung ariderer f'ühren, sind

3edoch an den Vorgaben des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und des StraFrechts zu messen.

Nicht 3ede Form von Machtmissbrauch stellt zugleich eine straföare Hancllung oäer einen Verstoß gegen

das AGG dar, oft ist das jecloch der Fall, da missfüäuchliches Verhalten regelmäßig eine Diskriminierung im
Sinne des AGG clarstellt.

Grundsötzlich liegt Machtmissbrauch dann vor, sobald eine hierarchisch, strukturell ocler situativ gegebene

Machtposition ausgenutzt wird, um eigerie Interessen oder Ziele clurchzusetzen füw. den Persorieri, üfür die
Macht ausgeöbt wifö, zu schaden, sie zu schikanieren o«3er zu fünachteiligen.'

Beispiele Fur Machtmissfüauch k6nnen sein (Aufzählung nicht abschließencl):

@ Willki.irliche Ungleichfühandlung (Bevorzugung oöer Benachteiligung) von Beschöftigten oöer
Studierenden

* Ausnutzung der Arbeitskraft entgegen geltender dienst-, arfüits- oöer arfüitsschutzrechtli-

cher Bestimmungen oder entgegen guter (wissenscha'Ftlicher uncl/oder kiinstlerischer) Praxis
* Erzwingung von Handlungen, die clie Würcle cler Persori antasten ocler verletzen
* OFFerie Drohungen oöer subtile Anspielungen, die rfötigenclen Charakter haben
* Beauftragung mit Tötigkeiten, die das Ansehen herabwürdigen
* Unfügründetes Unterclröcken von Wortbeiträgen
* Vorsätzliches Zuröckhalten von (clienstlich) wichtigen Informationen
@ Verlegung von Unterricht auF Wochenenden ohne Zustimmung äer Stuclierenden
* Druckausübung auf Studierende, an Veranstaltungen ohne Anwesenheitspflicht teilzunehmen
* Ausschluss von Veranstaltungen ohne sachlichen Grund

(3) Diskriminierung

Diskriminierung ist jede Form der ungerechtfertigten Benachteiligung oder Ungleichfühandlung von ein-

zelnen Personen oder Gruppen au%rund verschie:lerier wahrnehmbarer füw. nicht unmitteföar wahrnehm-

barer Merkmale. Diskriminierung kann ijber clie im AGG genannten geschötzten Merkmale hinausgehen

und bspw. auch au%rund der sozialen Herkunft un:l cles Aussehens erfolgen. MehrFachdiskriminierungen

erfolgen auf'grund mehrerer auf eine Person vereinigter Diskriminierungsfaktoren, von intersektionaler Dis-

kriminierung spricht man, wenn meffrere zusammenwirkencle Diskriminierungsfaktoren in der füßeren
Wahrnehmung nicht mehr zu trennen sind.

(4) Unmittelbare Benachteiligung

Das AGG spricht nicht von Diskriminierung, sondern von Benachteiligung, da nicht 3e e unterschiedliche

Behandlung, die einen Nachteil zur Folge hat, diskriminierend sein muss. Eine unmittelbare Benachteiligung

' ,,Machtmissbrauch kann entstehen, indem die haufig einseitige bzw. zumindest asymmetrische Abh;ingigkeit nicht angemessen verantwortungs-
voll, sondern bewusst oder unbewusst zum materiellen oder immateriellen Vorteil der haupts:ichlich verantwortlichen Persor? gestaltet wird." Ge-
sellschaft für MusikForschung https://www.musikForschurip.de/Fach ru en/arbeits ru en/machtmissbrauchs raevention; AbgeruFen am 13.
Februar 2024.



liegt vor, wenn eine Person aufgrund ihres Geschlechts, ihrer ethnischen HerkunFt, ihres Alters, ihrer Reli-

gion oäer Weltanschauung, einer Behinderung, ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlicher Iclentität
Cder sogenannten ,,geschutzten Merkmale")2 eirie weniger günstige Behandlung erföhrt als eirie ariöere Per-
son in eirier vergleichbaren Situation erf:ihrt, erFat'ireri hat oder er'Fahren wurde. Eine unmittelbare Benach-

teiligung wegen cles Geschlechts liegt auch im Fall einer ungunstigeren Behancllung e:rier Frau wegen
Schwangerschaft oäer Mutterschutz vor.

(5) Mittelbare Benachteiligung

Das AGG schützt auch vor mitteföarer Benachteiligung. Die mittelbare Benachteiligung einer Person er-
Folgt nicht off'ensichtlich wegen eines in § 1 AGG genannten Merkmals, sonclern resultiert aus scheinbar
neutralen Kriterien. Diese gelten zunöchst Fur alle gleichermaßen, in ihrem Effekt aber wirken sie sich auf
bestimmte Gruppen störlcer benachteiligend aus als auf an:lere. Eine mittelbare Benachteiligung liegt nicht
vor, wenn clie betreffenclen Vorschr:Fteri, Kriterien oder VerFahren durch ein rechtmößiges Ziel sachlich
gerechtFertigt und die Mittel zur Erreichung clieses Ziels angemessen und erForderlich sincl.

(5) Bel:istigung

Eine Belöstigung ist eirie Benachteiligung, wenn unerwunschte Verhaltensweisen, die mit einem öer ge-
schützten Merkmale in Zusammenhang stehen, 6ezweclceri oder füwirken, dass die Wörde der betreffenden

Person verletzt uncl ein von Einschüchterungen, Anfeinclungen, Ernieclrigungen, Entwürdigungen oöer Be-
leidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.

(6) Sexuelle Belöstigung

Sexuelle Belästigung ist eine speziFische Form der Belöstigung, vor der das AGG efünfalls schutzt. Sexuelle
Belastigung liegt vor, wenn ein unerwunschtes, sexuell füstimmtes Verhalten füzweckt oder bewirkt, dass

die Wijrae der betreffenden Person verletzt wird, insfüsondere, wenn ein von Einschöchterungen, Afüein-
dungen, Erniedrigungen, Entwi.irdigungen oöer Beleidigungen gekennzeichnetes UmFeld geschaffen wird.

(7) Sexualisierte Gewalt

Unter sexualisierter Gewalt wird 3egliche Form von Gewalt verstanden, die sich in sexuellen Ubergriffen ocler
in deren Androhung ausclrückt. Sexuelle Belöstigungist damit eine Form sexualisierter Gewalt. Kennzeichen
ist der Zwang oder die fehlende Zustimmung oder das ausclrijcklich erklörte oder erkennbare ,,Nein" eirier

öer füteiligten Persorien. Der Begriff ,,sexualisierte" Gewalt macht deutlich, dass die sexuellen Hancllungen
oder Außerungen als Mittel zum Zweck, also zur Ausubung von Macht und Gewalt, vorgenommen vverderi.
Sexualisierte Gewalt findet deshalb oft in Abhfögigkeitsverhöltnissen statt. Schwere Formen der sexuali-

sierten Gewalt (sexueller UbergriFF; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung) sind strafrechtlich relevant (vgl.
StGB § 177).

' Vgl. § I AGG. Das AGG unterscheidet nicht zwischen sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identit;it.



4. Außerungsformen von Diskriminierung, Benachteiligung, (sexueller) Belästigung und sexualisierter
Gewalt

Diskriminierung, Benachteiligung, sexuelle Belöstigung und sexualisierte Gewalt k6nnen sich in verbaler uncl
nonverbaler Form o«:3er durch k6rperliche LlbergriFFe zeigen (Aufzöhlung nicht afüchließend):

Aushängen, Veföreiten ocler Zeigen von Bildern sexistischen, rassistischen oder anderweitig
diskriminierenden (z. B. ableistischen) Inhalts (z. B. Poster, Biföschirmschoner, Kalencler, Soft-
vvare)

Sexistische, rassistische ocler anderweitig diskriminierencle (z. B. ableistische) Schmierereien
auF dem Hochschulgelände

* Kopie, Anwendung uncl/oder Nutzung von pornographischen, rassistischen oder anderweitig
diskriminierenden (z. B. ableistischen) Inhalten auf Dienstcomputern

* Sexistische oder anderweitig diskriminierende Arireöe von Personen (clazu zählt auch die Nut-

zung von ,,Kosenamen") und füleidigencle Außerungen

* Sexuell anzügliche, rassistische oöer anclerweitig diskriminierencle Bemerkungen, Außerungen,
Witze, diskriminierende Kommentare üfür andere Personen, dereri Aussehen ocler cleren K6r-

per

@ Unerwünschte verbale sexuelle Ann:iherungsversuche
Unerwünschter, unrfötiger k6rperlicher Kontakt

* Aufforderung zu sexuellen Handlungen
* Androhung von Gewalt, Verfolgung, Nötigung

Stalking
* K6rperliche Llf:iergriFfe bis hin zu Vergewaltigung



ABSCHNITT 2: PRÄVENTION

Kennzeichnend fijr den fünstlerischen Ausbilclungsfütrieb ist die enge Verknüpfung der Entwicklung öer
künstlerischen Pers6nlichlceit mit cler Ausbildung äer technischen Fähigkeiten der Studierenclen. Durch den
hohen Anteil des Einzelunterrichts und den in der Natur cler Sache liegenden hohen Gracl an emotionaler
Beteiligung der Lehrenden und Studierenden entstehen oFtmals enge personliche Veföindungen innerhalb
und neben clem Arbeitsverhöltnis. Es bedarF eines reflektierten Umgangs mit Nähe und Distanz, der sowohl
der pers6nlichen Komponente der fünstlerischen Ausbildung Raum gibt, als auch daffü Sorge tr%t, dass das
Abhfögigkeitsverhöltnis nicht einseitig ausgenutzt wird. Die Sorgfaltspflicht liegt hier t»esoriders bei den
Lehrenden.

1. Pflichten und Verantwortung

(1) Die Hochschule 'Fur Musik N ürnberg hat clie Pflicht, ihre Mitglieder, Angehfüigen uncl Göste vor Diskri-
minierung, Benachteiligung, (sexueller) Belöstigung und sexualisierter Gewalt zu schützen.

(2) Die Hochschule 'Für Musik Nfünfürg verpflichtet sich, gegen Personen vorzugehen, die nachweislich
gegen diese Richtlinie, das AGG oder andere relevarite Gesetze verstoßen.

(3) Die Hochschule Ffü Musik Nörnberg nutzt alle M6glichlceiten, um sicherzustellen, dass Mitglieder und
Angeh6rige, die auF Missstöncle hinweisen, nicht fünachteiligt o«3er diskriminiert weröeri.

(4) Hochschulmitglieder mit Personalverantwortung und/oder Leitungs-, Auföildungs- bzw. QualiFizie-
rungsfünktionen in Lehre, Forschung, Verwaltung und Seföstverwaltung hafün die PFlicht:

a. durch ihr Verhalten und geeignete pröventive Maßnahmen dazu beizutragen, dass der wertsct'iöt-
zende uncl cliskriminierungsfreie Umgang miteinander ge'fördert und die Integrität aller Hochschul-
mitglieder, -angeh6rigen und -göste respelctiert wird,

b. daFur Sorge zu tragen, dass Abhöngigkeitsverhöltnisse im Studium, am Ausbilclungs- uncl Arbeits-
platz nicht ausgenutzt vveröeri,

c. Beschwerden ijber und Hinweisen auF Fölle von Benachteiligung, Diskriminierung, sexueller Elelös-
tigung und sexual:s:erter Gewalt nachzugehen, F3etrofFerie ü6er die entsprechenden Beratungs-
rrföglichkeiten zu inFormieren un:l aktiv dazu beizutragen, damit es keine Wiederholungen von Vor-
föllen gibt. Bei Unsicherheiten sollten sie die entsprechenclen Stellen der Hochschule zur Pfüfung
öer Hinweise verstfödigen.

2. Maßnahmen zur Prövention

m Die Hochschule Fur Musik Nijrnfürg entwickelt Pröventionsmaßnahmen. Dabei vterderi besonders die

Beauftragten für die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst, die Gleichstellungsbeauftragten,

die bzw. der Beauftragte für die Belange von Studierenden mit Behinderung und chronischer Erkrankung
und clie Kommission För Gleichstellung, Chancengleichheit und Inklusion beteiligt (K 2). Dazu gehören:



Aufbau eines niederschwellig zugföglichen Beratungsnetzwerks aus internen und unabhangigen
externen Ansprechstellen
Professionalisierung cler internen Beratungsstellen
Information aller Hochschulmitgliecler über das Beratungsangebot uncl clas Elesct"ivverderectit
Erstellung von Informationsmaterial zur Sensibilisierung der Hochschuföffentlichkeit uncl spe-
ziell der Föhrungskräfte (Kommunikampel, Leitfaden För ein Auftaktgespräch, Kampagne
NEIN zu/JA zu)

Forföildungsangföote fijr alle Hochschulmitgliecler zu den Themen Allgemeines Gleichfü-

hancllungsgesetz (AGG), Nöhe und Distanz, Respektvoller Umgang, Empowerment, Be-

sct"ivverdeverFahreri. Für festangestelltes Lehrpersonal und Mitglieder der Verwaltung sind diese

Veranstaltungen verpflichtencl, für LehrbeauFtragte uncl Studierencle empfohlen.
Beri.icksichtigung des Themas Machtmissbrauch in regelmäßig durchgeföhrten Evaluationen
Mitwirkung an hochschulufürgreifenden Studien zum Thema Machtmissfüauch

Sensibilisierung in BeruFungs- und Auswahlverfahren
* Information i.it»er die M6glichkeit zum Lehrkraftwechsel

*

*

*

(2) Die vorliegende Richtlinie wird innerhalb öer Hochschule für Musik Nürnfürg in Beeigneter Weise fü-
kannt gemacht. Ihr Text wird im Internet in leicht auFFindbarer Form veföffentlicht. Bei Dienstantritt un-

terzeichnen Beschöftigte der Hochschule die Richtlinie im Sinne eirier Selfütverpflichtung.



ABSCHNl'lT 3: BERATUNG UND BESCHWERDE

1. Beratung

(1) An der HFM gibt es verschieclene Anlauf- und Beratungsstellen im Fall von Benachteiligung, Diskrimi-
nierung, (sexueller) Belöstigung und sexualisierter Gewalt. Als Erstanlaufstellen stehen zur Verfügung:

die Vertrauenspersonen

die Beauftragten fur die Gleichstellung von Frauen in WissenschaFt und Kunst (Für weibliche
Studierende uncl Lehrende)

die GleichstellungsbeauFtragten (für BeschöFtigte der Verwaltung)
die Ansprechperson für Antidiskriminierung (Fijr alle Hochschulangehörigen)
die Ansprechperson zum Schutz vor sexueller Belöstigung und sexualisierter Gewalt (Für alle
Hochschulangeh6rigen)
der bzw. die Beauftragte für die Belange von Studierenden mit Behinclerung oder chronischer
Erkrankung

* die Schwerbehindertenvertretung (hochschufüfürgreifencl)
* öer Personalrat (fiir die Bescfüftigten der Verwaltung uncl «3er wissenschaftlich-kiinstlerischen

Mitarbeitenden der Hochschule)

das International OfFice

* alle Personen mit Leitungsfunktion

(2) Die Beratungsstellen unters'fützen die BetroFfenen vertraulich bei der Wahrnehmung ihrer Belange und
ifüormieren zu Schutz- un:l Handlungsrrföglichlceiten, z. B. auch füi der Entscheidung, ob eine förmliche
Beschwerde bei cler Beschwerclestelle eingereicht werden soll. Alle InFormationen, perfönlichen Daten und
Gespröchsinhalte vver«3eri vertraulich behandelt. Die genannten Beratungsstellen vveröeri im konkreten Ein-
zelfall nur mit Einverständnis der BetroFFenen aktiv.

M6gliche VerFahrensschritte sincl im Einverstföclnis mit der betroFfenen Person:

Begleitung zu weiteren informellen Gesprächen
Empfehlung eirier professionellen Mediation clurch e:rie dritte, neutrale Persori

Kontaktvermittlung zu einer externen Beratungsstelle
Einleitung des formellen Beschwerdeverfahrens

(3) Es füsteht die M6glichkeit der anonymen Meldung von Vorfülen. Diese werden dokumentiert, beaföei-
tet uncl ggf. der Hochschulleitung vorgeleg,t. Anonyme Meldungen k6nnen nicht zu e:rier formellen Be-
schvverde führen.

*

*

*

*



2. Beschwerdeyerfahren

m E3escffiwe'r:3erecht

Personen, clie sich im Geltungsfüreich dieser Richtlinie benachteiligt, diskriminiert ocler sexuell belöstigt
fijhlen bzw. Gewalt erfahren hafün, haben das Recht sich zu füschweren. Sie clürFen vveBeri der Wahrneh-
mung dieses Beschwerclerechts nicht fünachteiligt oöer diskriminiert vven:leri.

(2) Zustöndigkeit

Für clas Elescffvverr:3everFaffireri ist clie Hochschulleitung zustfödig. Sie richtet eirie Beschwerdestelle ein, die
die Beschwerde entgegennimmt.

(3) Form und Inhalt der Eleschvverde

Die E3eschvver:le ist mündlich oäer schriftlich (formlos) an die Eleschvverdestelle zu richten. Dafüi ist anzu-

gefün, welche Persorieri und Stellenin cler gleichen Angelegenheit bereits angesprochen wuföen und welche
Maßnahmen diese ggF. eingeleitet hafün.

(4) Prüfung durch clie Beschwerdestelle

Das E3eschvver!]everFaffreri wird streng vertraulich geführt. Die Beschwerclestelle nimmt den vorgetragenen
Sachverhalt auF. Hierzu h6rt sie zunöchst clie beschweföeführende Persori an und leitet dann clie erForöerli-

chen Schritte zur Aufklörung des Sachverhalts ein. Sie läclt die Person, gegen die sich die Beschwerde rich-
tet, zum Gespröch vor uncl ifüormiert iföer deren Rechte uncl Pflichten im Verfahren. Außerdem kann die

Beschweföestelle Elevveise prüfen und weitere Personen füfragen, die zur Kfüung des Vorfalls füitragen
können.

(5) Dokumentation

Alle Gespröche uncl festgestellten Sachverhalte vveräen von der Beschwerclestelle schriftlich clokumentiert.

Die jeweiligen Gespröcfüprotokolle sind von den beteiligten Persorieri zu unterzeichnen.

(6) Miteinbezug äer Hochschulleitung

Wenn sich aus dem Eleschvver«:3everFahreri konkrete Verclachtsmomente für ein benachteiligendes, cliskri-
minierencles, sexuell fülöstigendes Verhalten oder eine Gewaltanwendung durch die Person, gegen die sich
clie Beschwerde richtet, erge'oeri, so in'Formiert clie Eleschvverdestelle die Hochschulleitung iföer das PruFer-
gebnis. Die Hochschulleitung kann weitere eigene Ermittlungen vornfömen. Sind StraFtatbestände erfüllt,
erFolgt e:rie StraFanzeige durch clen Prösiclenten bzw. die Präsidentin.

(7) Rechte cler Beteiligten

Sowohl die beschwerdeführende Persori als auch clie Person, gegen die sich die Beschwerde richtet, haben
das Recht, zu clen Gesprächen eine Interessensvertretung hinzuzuziehen. We:tere Personen, die zur Klörung
des Vorfalls beitragen k6nnten, sin:I gegenöf:ier der E3esct'ivierdestelle nicht zur Stellungnahme verpflichtet.
Grundsätzlich gilt die Unschuldsvermutung der belasteten Person. In dem Fall, dass sich die erhobenen Vor-

vvi.rrFe nicht bestötigen, durfen cler zu Unrecht belasteten Person keine Nachteile entstehen. Alle Beteiligten
sind auF d:ese Rechte hinzuweisen.



(8) Abschluss cles Beschwerdeverfahrens

Die Beschwerdestelle informiert die beteiligten Personen ufür das Ergebnis cles VerFahreris. Das Recht auf
die Einleitung eigerier rect'itl:cher Schritte bleibt unberührt.

3. Sanktionen

(1) Die Hochschulleitung ergre:Ft auf Grundlage der Beschwerdeprüfung geeignete Maßnahmen und Sank-
tionen. Die Beschwerdestelle sowie die füschwerdeführencle Persori uncl die Person, gegen die sich die Be-
schwerde richtet, werden unter Berücksichtigung der geltenden datenschutzrechtlichen VorschriFten über
getroFFerie Entscheiclungen und Maßnahmen informiert.

(2) Art uncl Ausmaß der Ahndung von Verst6ßen gegen äiese Richtlinie ist abhfögig von der Schwere cles
Vergehens sowie von der dienst-, arf:+eits- und hochschulrechtlichen Position der füschuldigten Person.

(3) Einfache Maßnahmen können je nach Einzelfall bspw. sein:

pers6nliches, auF Wunsch begleitetes Gespröch zwischen «3er beschwerdeFührenden Person
oder eirier Person ihres Vertraueris mit der Person, gegen clie sich clie Elesctiwerde richtet

* persönlict"ies, auf Wunsch begleitetes Gespräch zwischen der bzw. dem Vorgesetzten uncl cler
Persori, gegen die sich die Beschwerde richtet, unter Vervie:s auF das Veföot von Benachteili-

gung, Diskriminierung, (sexueller) Belöstigung und sexualisierter Gewalt

Einleitung eines Mecliationsverfahrens

Lehrkraftwechsel bzw. Versetzung oöer Umsetzung (bevorzugt der Persori, gegen die sich die

E3eschvver«3e richtet) an einen anderen Aföeitsplatz füw. in eine aridere Lehrveranstaltung
Verpflichtung zu Schulungen, Fortbildungen, Sensföilisierungs-Trainings

(4) Gegerfüföer BeschöFtigten der Hochschule für Musik Nürnberg Icommen u. a. folgencle formelle Maß-
nahmen in Betracht:

* Durchführung eines formellen Dienstgespröchs

mundliche oder schriFtliche Belehrung
* schriFtliche Abmahnung
* Kündigung
* Einleitung eines Disziplinarverfahrens

Ausschluss von der Nutzung hochschulischer Einrichtungen
* Hausverbot

* StraFanzeige durch clie Hochschulleitung

(5) Gegenuber Studierenden sowie allen unter 1.1 Genannten, die kein BeschöFtigungsverhöltnis mit der
Hochschule 'Fur Musik Nijrrföerg t"iaben, kommen u. a. 'Folgende Formelle Maßnahmen in Betracht:

* mündliche oöer schriftliche Belehrung
* Ausschluss von einer Lehrveranstaltung

Ausschluss von der Nutzung hochschulischer Einrichtungen



* Hausveföot

* Exmatrikulation

* StraFanzeige durch die Hochschulleitung

ABSCHNITT4: Ixxpampc'rcx

Diese Richtlinie tritt am 09.07.2024 in Kraft.

Nijrnberg, clen 09.07.2024

%

'!
Prof. Rainer Kotzian, Prösident

»


